Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2700 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Deutschland- und Außenpolitik 


Die Außenpolitik der Bundesregierung, insbesondere die Ver- 
träge von Moskau und Warschau und die Krim-Reise des Bun- 
deskanzlers haben erhebliche Unklarheiten hervorgerufen und 
Anlaß zu schwerwiegenden Bedenken über die Deutschland- und 
Außenpolitik gegeben. 


Daher stellt die Fraktion der CDU/CSU folgende Fragen an die 
Bundesregierung: 

1. Die Bundesregierung erklärt, die Ostverträge stellen einen 
modus vivendi dar, der die deutsche Frage und die end- 
gültige Festlegung der Grenzen bis zu einer friedensver- 
traglichen Regelung für ganz Deutschland offenhalte. Dem- 
gegenüber stehen die Auffassung der Sowjetunion und 
Polens, wonach die Verträge von Moskau und Warschau 
die Anerkennung und Endgültigkeit der Teilung Deutsch- 
lands und des Status quo bedeuten. 

Wird die Bundesregierung in Verhandlungen mit der so- 
wjetischen und polnischen Regierung diesen Dissens über 
den wesentlichen Inhalt der Verträge vor der Einleitung 
des Ratifikationsverfahrens ausräumen? 

2. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß bei der von ihr 
zugesicherten „Achtung der Unabhängigkeit und der Selb- 
ständigkeit der beiden (deutschen) Staaten in Angelegen- 
heiten, die ihre innere Kompetenz in ihren entsprechenden 
Grenzen betreffen" insbesondere folgendes Verhalten der 
„DDR" ausgeschlossen ist: 

— Konkrete Verweigerung des Selbstbestimmungsrechtes, 

— widerrechtliche Eingriffe in die Zugangs wege von und 
nach Berlin, 

— Unterbindung der Freizügigkeit, 

— Verweigerung und Unterdrückung von in der UN-Charta 
verankerten und vom Bundeskanzler wiederholt beru- 
fenen Menschenrechten? 

3. Was bleibt nach Auffassung der Bundesregierung von der 
Erklärung des Bundeskanzlers am 14. Januar 1970: 

„Eine völkerrechtliche Anerkennung der DDR kommt für 
uns nicht in Frage" praktisch übrig, wenn sie die Aufnahme 
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beider Teile Deutschlands in die Vereinten Nationen be- 
treibt? 

4. Steht die Bundesregierung noch zu den wiederholten Er- 
klärungen aller früheren Bundesregierungen und des Deut- 
schen Bundestages, die mit der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichtes übereinstimmen, daß die Bundesre- 
publik Deutschland unbeschadet der Tatsache, daß ihre Ge- 
bietshoheit gegenwärtig auf den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes beschränkt ist, Deutschland als Völkerrechts- 
subjekt fortsetzt? 

5. Identifiziert sich die Bundesregierung noch mit der Erklä- 
rung def Drei Westmächte, nach der „sie (die Westmächte) 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland als die ein- 
zige deutsche Regierung betrachten, die frei und rechtmäßig 
gebildet wurde und daher berechtigt ist, für Deutschland 
als Vertreterin des deutschen Volkes in internationalen 
Angelegenheiten zu sprechen"? 

6. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich die Be- 
stimmungen des Moskauer Vertrages Artikel 3 nicht auf 
die Bindungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin beziehen und daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land in der Entwicklung ihrer Bindungen zu Berlin auch 
künftig ausschließlich durch Vereinbarungen mit ihren Alli- 
ierten und durch deutsches Recht gebunden ist? 

7. Was hat den Bundeskanzler bewogen, sich im Krim-Kom- 
munique entgegen der Lissaborier Vereinbarung für eine 
Beschleunigung der Vorbereitung der „Konferenz für Fra- 
gen der Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa" auszu- 
sprechen? 

8. Nach dem von den Partei- und Regierungschefs des Ost- 
blocks am 22. Juni 1970 veröffentlichten „Budapester Me- 
morandum" wird die Sowjetunion auf einer Europäischen 
Sicherheitskonferenz unter anderem das Ziel verfolgen, die 
westeuropäische Integration zu verhindern. Wie verträgt 
sich das Krim-Kommunique in diesem Punkte mit dem Be- 
kenntnis der Bundesregierung zur Politik der westeuro- 
päischen Einigung? 

9. Hat die Bundesregierung vor der Krim-Reise des Bundes- 
kanzlers die Verbündeten in einer Weise konsultiert, die 
den bestehenden Konsultationspflichten entspricht? 

10. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung des britischen 
Premierministers Heath zu, daß Fortschritte in der Vertre- 
tung gemeinsamer europäischer Interessen Hand in Hand 
mit einer verstärkten Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
der Verteidigung gehen müssen? 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Dnicksadie VI 2700 


Begründung 


Zu Frage 1 

Die Bundesregierung bezeichnet die Verträge von Moskau und 
Warschau als reine Gewaitverzichtsverträge, mit denen ein pro- 
visorischer „modus vivendi" geschaffen wird; während die deut- 
sche Frage - einschließlich der Feststellung der Grenzen ~ bis zu 
einer friedensvertraglichen Regelung für ganz Deutschland offen 
bleibt. Ausdrücklich haben Bundeskanzler Willy Brandt am 
6. Juli 1971, Bundesaußenminister Walter Scheel am 15. Juli 1970 
und Staatssekretär Karl Moersch am 12. August 1970 vom 
„modus vivendi" gesprochen. 

, „modus vivendi" - Terminus des Völkerrechts, der ge- 
wöhnlich für kurzfristige Vereinbarungen über wirtschaft- 
liche, seltener über militärische oder politische Fragen ver- 
wendet wird. In der Regel wird ein modus vivendi in sol- 
chen Fällen abgeschlossen, in denen Umstände vorhanden 
sind, die dem Abschluß einer beständigen oder dauerhaften 
Vereinbarung im Wege stehen.' 

(Große Sowjetische Enzyklopädie, Moskau 1954) 

, „modus vivendi" (lateinisch: Art zu leben), 

Völkerrecht: 

die als vorläufig gedachte, die endgültige Entscheidung 
aufschiebende Regelung einer Frage oder eines Streitfalles 
in allen internationalen Beziehungen durch eine völker- 
rechtliche Vereinbarung.' 

(Großer Brockhaus, Wiesbaden 1971) 

Der Auffassung der Bundesregierung stehen zahlreiche offizielle 
Erklärungen der Sowjetunion, der Volksrepublik Polen und 
anderer Staaten des Warschauer Paktes entgegen, nach denen 
die Bundesregierung in den genannten Verträgen die Anerken- 
nung und Endgültigkeit der Teilung Deutschlands und der West- 
grenze Polens bestätigt habe. 

Leonid Breshnew, Generalsekretär des ZK der KPdSU in 
Alma Ata am 28. August 1970: 

„Es besteht kein Zweifel, daß die Anerkennung der poli- 
tischen Realitäten des heutigen Europas durch die Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland, wie sie in den Er- 
gebnissen unserer Verhandlungen im Text des sowjetisch- 
westdeutschen Vertrages ihren Niederschlag gefunden hat, 
ein vernünftiger Schritt auf dem richtigen Wege ist." 

(nach Radio Moskau/TASS) 

Andrej Gromyko, Außenminister der UdSSR, vor der Voll- 
versammlung der UNO am 28. September 1971 : 

„Die Verträge der UdSSR und der Volksrepublik Polen mit 
der Bundesrepublik Deutschland, denen die Anerkennung 
der Realitäten in Europa, vor allem die Unverletzlichkeit 
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der Grenzen, zugrunde liegt, entsprechen den Interessen 
aller europäischen Staaten." 

Europa-Dokument der Berliner Konferenz der Staaten des 
Warschauer Paktes vom 2, Dezember 1970; 

„Die Anerkennung der bestehenden Lage (durch die Ver- 
träge von Moskau und Warschau), die sich im Ergebnis 
des 2. Weltkrieges und der Nachkriegsentwicklung her- 
ausgebildet hat, und die Unantastbarkeit der gegenwärti- 
gen Grenzen der europäischen Staaten, ... all dies ist von 
eminenter Bedeutung für das Schicksal des Friedens in 
Europa." 

Wladislaw Gomulka, Parteichef der polnischen Partei der 
Arbeit, am 4. Dezember 1970: 

„In diesem Vertrage (von Warschau) hat die deutsche 
Bundesregierung den endgültigen Charakter unserer west- 
lichen Staatsgrenze an der Oder und Lausitzer Neiße aner- 
kannt." 

(Trybuna Ludu) 

Josef Winiewicz, stellvertretender Außenminister Polens 
im Februar 1971: 

„Im Vertrag (von Warschau) bestätigen beide Seiten ein- 
trächtig die Endgültigkeit der bestehenden Westgrenzen 
Polens . . .". 

(Polnische Perspektiven) 

Diese Vertragsinterpretationen aus den Staaten des Warschauer 
Pakts beeinflussen in zunehmendem Maße auch die Öffentlich- 
keit und führende Politiker des Westens, 

Hinsichtlich der entscheidenden Aussage der Verträge von Mos- 
kau und Warschau besteht also ein Dissens zwischen den Ver- 
tragspartnern. Es kann den deutschen gesetzgebenden Körper- 
schaften nicht zugemutet werden, über Verträge ein Votum ab- 
zugeben, die nach Auffassung der östlichen Vertragspartner 
endgültige Regelungen sind, von der deutschen Regierung aber 
als befristete Übergangsregelungen angesehen werden. 


Zu Frage 2 

Die Bundesregierung hat wiederholt zu erkennen gegeben, daß 
sie substantielle und dauerhafte Verbesserungen für die Men- 
schen im geteilten Deutschland als den Kern ihrer Ostpolitik 
ansieht. So hat der Bundeskanzler am 14, Januar 1970 vor dem 
Deutschen Bundestag erklärt: „Ein Vertrag zwischen der DDR 
und uns darf nicht zu einer Nebelwand werden, hinter der alle 
die Menschen belastenden Tatbestände unverändert bleiben." 
Auch nach der Unterzeichnung der Verträge von Moskau und 
Warschau wird drüben die Politik der Unmenschlichkeit und der 
Abgrenzung fortgesetzt. 

Die Fraktion der CDU/CSU geht daher davon aus, daß die Bun- 
desregierung die Verträge von Moskau und Warschau erst dann 
den gesetzgebenden Körperschaften zuleiten wird, wenn diese 
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„die Menschen belastenden Tatbestände" geändert sein werden. 
Sie geht weiter davon aus, daß zwischen der oben zitierten Ab- 
sichtserklärung des Bundeskanzlers und der von der Bundes- 
regierung in den Kasseler Punkten, in den Moskauer Absichts- 
erklärungen und im Krim-Kommunique zugesicherten „Achtung 
der Unabhängigkeit der beiden (deutschen) Staaten in Angele- 
genheiten, die ihre innere Kompetenz in ihren entsprechenden 
Grenzen betreffen" kein Widerspruch besteht. 


Zu Frage 3 

Der Bundeskanzler hat am 14, Januar 1970 vor dem Deutschen 
Bundestag zugesichert: „Es bleibt dabei, eine völkerrechtliche 
Anerkennung der DDR kommt für uns nicht in Frage", Tatsäch- 
lich hat die „DDR" durch die Politik der Bundesregierung in der 
Welt mehr und mehr Boden gewonnen. Zu dieser Entwicklung 
trug vor allem die Erklärung der Bundesregierung bei, daß es 
auf deutschem Boden zwei gleichberechtigte Staaten gäbe und 
daß der Eintritt der „DDR" in die UNO in Aussicht genommen 
werde. Die Tatsache, daß der Bundeskanzler im Krim-Kommu- 
nique den geplanten Eintritt der „DDR" in die UN nur noch an 
die allgemeine Bedingung „im Zuge einer Entspannung in 
Europa" geknüpft und auf eine Wiederholung der in den 20 
Kcisseler Punkten enthaltenen Bedingungen konkreter Verbes- 
serungen in Deutschland verzichtete, wird diese Entwicklung 
weiter beschleunigen. 

Schon heute läßt sich erkennen, daß mit dem Eintritt der „DDR" 
in die Vereinten Nationen der Weg zur internationalen völker- 
rechtlichen Anerkennung der „DDR" endgültig freigegeben 
wird. 


Zu Frage 4 

Alle bisherigen Bundesregierungen und der deutsche Bundes- 
tag haben bis zum Amtsantritt der gegenwärtigen Bundesre- 
gierung die Auffassung vertreten und nach ihr gehandelt, die 
das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 26. März 
1957 (Band 6, Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes, 
Seite 338) in folgende Worte gefaßt hat: „Das deutsche Reich, 
welches nach dem Zusammenbruch nicht zu existieren aufgehört 
hatte, bestand auch nach 1945 weiter; wenn auch die durch das 
Grundgesetz geschaffene Organisation vorläufig in ihrer Gel- 
tung auf einen Teil des Reichsgebiets beschränkt ist, so ist doch 
die Bundesrepublik Deutschland identisch mit dem Deutschen 
Reich." 

Durch die Erklärung der Bundesregierung, daß es zwei deut- 
sche Staaten gebe und durch die Verträge, die die Bundesregie- 
rung mit Moskau und Warschau geschlossen hat, sind Zweifel 
daran entstanden, ob die Bundesregierung sich weiterhin an die 
obengenannte Rechtsauffassung des Bundesverfassungsgerichts 
gebunden hält. 
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Zu Frage 5 

In ihrer Erklärung vom 3. Oktober 1954 (Londoner Schlußakte), 
die im Zusammenhang des Deutschlandvertrages zur Grundlage 
der Regelung der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den drei Westmächten wurde, haben diese 
erklärt, daß sie „die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
als die einzige deutsche Regierung betrachten, die frei und recht- 
mäßig gebildet und daher berechtigt ist, für Deutschland als 
Vertreterin des deutschen Volkes in internationalen Angele- 
genheiten zu sprechen/' 

Dieser Auffassung ist übrigens auch der damalige Regierende 
Bürgermeister von Berlin, Willy Brandt, beigetreten, indem er 
am 18. August 1961 vor dem Deutschen Bundestag erklärte: 

, daß die Bundesregierung ihre eigene Verfassung nicht 
brechen darf, die uns verbindlich auffordert, stellvertretend für 
alle Deutschen zu handeln". 

Entgegen dieser von den Westmächten gegenüber der Bundes- 
republik Deutschland vertraglich bestätigten und vom heutigen 
Bundeskanzler damals formulierten Pflicht hat der Bundes- 
außenminister am 29. April 1970 vor dem Deutschen Bundestag 
erklärt, daß die Bundesregierung „selbstverständlich nur für die 
Bundesrepublik Deutschland sprechen" könne. Er hat sich damit 
in Widerspruch gesetzt zu dem „wesentlichen Ziel der gemein- 
samen Politik", die die Bundesregierung mit den Westmächten 
im Deutschlandvertrag vereinbart hat. 


Zu Frage 6 

Die Aufrechterhaltung und Entwicklung aller bestehenden Bin- 
dungen zwischen der Bundesrepublik und Berlin im Einver- 
ständnis mit unseren Alliierten ist unerläßlich für die Lebens- 
fähigkeit dieser Stadt. Demgegenüber haben die Sowjetunion 
und ihre Verbündeten ständig versucht, West-Berlin zu einer 
von der Bundesrepublik getrennten besonderen politischen Ein- 
heit zu machen. Nach dem Moskauer Vertrag, nach dem Rah- 
menabkommen der Vier Mächte über Berlin und nach der Er- 
klärung des amerikanischen Botschafters Rush, daß sich am 
rechtlichen Status Berlins nichts geändert habe, erwartet die 
Opposition eine eindeutige Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Frage der rechtlichen Zuordnung Berlins zur Bundesrepu- 
blik Deutschland. 

Der amerikanische Botschafter Rush am 22. September 1971 
in Berlin: 

„Was die westlichen Alliierten anbelangt, so wird der 
rechtliche Status Deutschlands, einschließlich Berlins, in 
keiner Weise von dem Viermächteabkommen berührt. 
. . . Rechtlich bleibt die Lage Berlins und Deutschlands ge- 
nau die gleiche wie am 26. März 1970 zu Beginn der Vier- 
mächteverhandlungen. " 
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Zu Frage 7 

Auf der Lissaboner N ATO-Konferenz haben sich die Teilneh- 
merstaaten auf eine schrittweise Prozedur der Vorbereitung der 
„Konferenz über Fragen der Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa" geeinigt. Hinter dieser vorsichtigen Haltung stand bei 
vielen unserer Bündnispartner die Erkenntnis, daß die Sowjet- 
union und die meisten ihrer Verbündeten mit dieser Konferenz 
unverändert folgende Ziele anstreben: 

— die endgültige Fixierung der sowjetischen Herrschaft 
über Mittelost- und Südosteuropa (Breshnew-Doktrin), 

— die Legalisierung der Teilung Deutschlands, 

— die Verhinderung der Einigung des freien Europa, 

— die schrittweise Verdrängung der USA aus Europa. 

Dennoch hat sich der Bundeskanzler im Krim-Kommunique für 
eine Beschleunigung der Vorbereitungen der Europäischen 
Sicherheitskonferenz ausgesprochen. 


Zu Frage 8 

Im Budapester Memorandum vom 22. Juni 1970 haben die kom- 
munistischen Parteien Osteuropas als eines ihrer Ziele bei einer 
gesamteuropäischen Konferenz über Fragen der Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa die Einrichtung gesamteuropäischer 
Organe und entscheidungsbefugter Institutionen genannt. Diese 
Ankündigung macht die Absicht des Ostblocks deutlich, das 
westeuropäische Einigungswerk durch „gesamteuropäische Ent- 
scheidungen", an denen die Sowjetunion und ihre Verbündeten 
wesentlich mitwirken sollen, zu zerstören. 

Demgegenüber ist die Schaffung einer politischen Union der 
demokratischen Staaten Westeuropas eine unabdingbare Vor- 
aussetzung für das Entstehen einer stabilen und von keinerlei 
Hegemonie bedrohten gesamteuropäischen Friedensordnung. 

Trotz dieses unverändert fortbestehenden fundamentalen Ge- 
gensatzes zwischen dem sowjetischen und dem westlichen Kon- 
zept für die Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, hat der 
Bundeskanzler auf der Krim die Beschleunigung der Abhaltung 
der gesamteuropäischen Konferenz zugesagt. 


Zu Frage 9 

Die Bundesregierung hat mehrfach erklärt, die Grundlage ihrer 
Ostpolitik sei die feste Verankerung der Bundesrepublik im 
westlichen Bündnis. Ebenso hat die Bundesregierung auch stän- 
dig versichert, im engsten Einvernehmen mit unseren Partnern 
vorzugehen und die notwendigen Konsultationen nach dem 
deutsch-französischen Vertrag, im NATO-Rat und innerhalb der 
Sechsergemeinschaft zu führen. Gegenüber diesen Erklärungen 
der Bundesregierung hat die plötzliche Reise des Bundeskanz- 
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lers zu einem Treffen mit dem sowjetischen Parteichef auf der 
Krim in der westlichen Öffentlichkeit Sorgen vor deutschen 
Alleingängen hervorgerufen. 

Staatspräsident Pompidou, Pressekonferenz 23. September 
1971: 

„Man könnte sich natürlich vorstellen . . . , daß der franzö- 
sisch-deutsche Vertrag über Zusammenarbeit . . . etwas mehr 
vorherige Information hätte rechtfertigen können . . 


Zu Frage 10 

Der britische Premierminister Heath hat in seiner Rede in Zü- 
rich am 17. September 1971 eine wachsende Zusammenarbeit auf 
dem Gebiete der Verteidigung gefordert: Andererseits hat der 
französische Staatspräsident Pompidou in seiner Pressekonfe- 
renz am 23. September 1971 von einem Unterschied zwischen 
der deutschen und der französischen Auffassung hinsichtlich 
einer ausgewogenen Reduzierung der Truppen in Europa ge- 
sprochen; er hat warnend festgestellt, diese Meinungsverschie- 
denheit beziehe sich darauf, daß „die Bemühungen um eine Ent- 
spannung und der Wille zur Entspannung die Sorge um die 
Verteidigung und die Fähigkeit zur Verteidigung nicht vermin- 
dern dürften." 

Eine Klarstellung der Absichten der deutschen Verteidigungs- 
politik ist angesichts dieser beiden Äußerungen unserer euro- 
päischen Partner nötig. 
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